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Gebundene
Hände am
Heumarkt

Juristen uneins über
Weisungsrecht des Bundes

Kann Kulturminister Gernot
Blümel mit einer Weisung
an das Land Wien das Hoch-

hausprojekt amWiener Heumarkt
stoppen, weil es den Weltkulturer-
bestatus der Inneren Stadt gefähr-
det? Der Ansicht des Verfassungs-
juristen Theo Ohlinger wider-
spricht Rechtsprofessor und An-
walt Georg Eisenberger vehement.

Ohlingers Ansicht, der Bund
könne anordnen, dass Wien den
Flächenwidmungs- und Bebau-
ungsplan abändert, damit der
Bauträger die Gebäudehöhe he-
rabsetzt, umso die Einhaltung der
Unesco-Welterbekonvention si-
cherzustellen, beruhe auf einem
falschen Verständnis dieses
völkerrechtlichen Vertrags, sagt
Eisenberger dem Standard.

Die Einhaltung der Kriterien sei
laut Vertrag freiwillig, nicht ver-

pflichtend. Schon deshalb könne
der Bund hier nicht in Länder-
autonomie eingreifen. In der Kon-
vention sei auch nicht festgelegt,
wie hoch Gebäude am Rand der
City sein dürfen. Das beurteile der
internationale Denkmalrat Icomos
im Einzelfall. Dieser sieht die ma-

ximale Höhe bei 43 Meter; geplant
sind 66 Meter. Icomos könne kei-
ne rechtskräftige Entscheidung
treffen, so Eisenberger.

treffen, Eisenberger.
 Der österreichische Vertrags-

partner hat sicher nicht daran ge-
dacht, die Gesetzgebungskompe-
tenz nach Paris auszulagern und
Icomos entscheiden zu lassen, wie
die Flächenwidmungspläne in Ös-
terreich auszusehen haben - und
das ohne jede Möglichkeit für ein
Rechtsmittel im Inland", betont
der Jurist. Öhlinger, emeritierter
Professor für Staats- und Verfas-
sungsrecht der Uni Wien, gab sei-
ne Stellungnahme auf Initiative
von Wolfgang Zinggl von der Lis-
te Jetzt ab, der das Heumarkt-Pro-
jekt bekämpft.

Eisenberger, der öffentliches
Recht an der Uni Graz unterrich-
tet, ortet einen weiteren Fehler
in Öhlingers Argumentation: Für
Flächenwidmungspläne sei die
Gemeinde zuständig, nicht das
Land. Wien sei zwar beides - aber
die Weisung des Bundes könne
nur an den Landeshauptmann von
Wien gerichtet sein, nicht an den
Stadtchef, der den Gemeinderats-
beschluss vollziehen müsse.

Der Jurist verweist auch auf
zwei höchstgerichtliche Urteile.
Der Verfassungsgerichtshof hat
2013 in Bezug auf die Flächenwid-
mung der Kometgründe klarge-
stellt, dass der Gemeinderat an die
Welterbekonvention  rechtlich in
keiner Weise gebunden" war. Und
der Verwaltungsgerichtshof ent-
schied im selben Jahr bezüglich
Semmeringbasistunnel neu, dass
 sich aus dem Ubereinkommen
kein gesetzliches Verbot ableiten
lässt", bestimmte Bauvorhaben zu
genehmigen. Es bestehe nicht ein-
mal die völkerrechtliche Ver-
pflichtung zur Erhaltung von in

pflichtung Erhaltung
Welterbestätten auf der Roten Lis-
te, sagt Eisenberger. (ef)
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Über das umstrittene Heumarkt-
Projekt streiten auch Experten.


